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oder gross, sind wir Bauern, die bei al-
ler Verschiedenheit als geschlossener
Stand erfolgreicher kdmpfen als ein
zerstrittener Kliingel von Separatisten.
In den funf bis sechs Jahren bis zur Ab-
stimmung werden die Massnahmen
des Bauernverbandes und seiner Politi-
ker am Initiativtext gemessen und
beurteilt. Wenn sie glaubhaft sein wol-
len, diirfen sie die auf Reformen dran-
genden Krafte nicht weiterhin zuriick-
binden, oder gar schachmatt setzen,
und das dient der Idee des okologi-
schen Landbaus schneller und besser,
als wenn wir, um Gegenrecht zu hal-
ten, die zaghaften Schritte in die rich-
tige Richtung belacheln. Nicht nur in
den Oststaaten ist ein geistiger Auf-
bruch spurbar, auch im Bauernver-
band wurden harte Krusten aufge-
weicht. Junge, fahige Leute in Brugg
miissen nicht mehr zuerst uber den ei-
genen Schatten springen, um, seit lan-
gem, langsam durchgreifende Erkennt-
nisse in der Agrarpolitik umzusetzen.
Geben wir ihnen eine Chance und ge-
wahren wir ihnen die Unterstiitzung,
ohne die sie keine Durchschlagskraft
haben. E. Frischknecht, Tann

VSBLO befiirwortet NAP

Die VSBLO wird sich deshalb in die
Ausformulierung des NAP-Entwurfes
einschalten. Sie fordert die explizite Er-
wihnung des biologischen Landbaus,
die Moglichkeit eines Verbotes proble-
matischer Hilfsstoffe und eine aus-
druckliche Verankerung des Verursa-
cherprinzips. Die spatere Unterstiit-
zung der NAP-Initiative macht die
VSBLO insbesondere von der Beruck-
sichtigung ihrer spezifischen Anliegen
abhangig.

Ausgleichszahlungen zur Forderung
umweltfreundlicher Produktionsweisen?

Eine Arbeitsgruppe unter dem Vorsitz
von Prof. Dr. H. Popp, Vizedirektor
beim Bundesamt fur Landwirtschaft,
arbeitet zurzeit Vorschlage aus, in wel-
cher Form und unter welchen Voraus-
setzungen umweltschonende Produk-
tionsformen in der Landwirtschaft
durch Direktzahlungen honoriert wer-
den konnten.

Vorgesehen ist die Schaffung einer ent-
sprechenden  Rechtsgrundlage im
Landwirtschaftsgesetz.

Fritz Dahler, Prasident AVG und Otto
Schmid, Prasident Aufsichtskommis-
sion der VSBLO, haben bei Dr. Popp
vorgesprochen, um abzuklaren, wie in
einer entsprechenden Regelung die
Anliegen und Leistungen des biologi-
schen Landbaus bertcksichtigt und ab-
gegolten werden konnen. An ihrer Sit-
zung vom 23. 9. 89 auf dem Mosch-
berg hat die Arbeitsgruppe Agrarpoli-
tik der VSBLO eine erste Stellung-
nahme erarbeitet. Wir geben im Fol-
genden die Zusammenfassung der
Eingabe wieder. Sie wurde verfasst von
Otto Schmid.

«Voraussetzung fur die Auszahlungen
von Ausgleichszahlungen sind kontrol-
lierbare und verbindliche Minimalan-
forderungen mit hohem gesamtbe-
trieblichen Oekologisierungsgrad. Eine
rechtliche Verankerung sowohl der in-
tegrierten Produktion als auch des bio-
logischen Landbaus ist im Landwirt-
schaftsgesetz notig.

Grundsatzlich sollte die Abgeltung ge-
meinwirtschaftlicher Leistungen uber
einen hoheren Produktepreis erfolgen.
Reicht dieser nicht aus, so kann — wéh-
rend einer zu definierenden Zeit — mit
Ausgleichszahlungen eine gezielte For-
derung besonders umweltschonender

Anbau-Systemen — erfolgen. Flankie-
rend sollte aber eine progressive Ver-
teuerung problematischer Hilfsstoffe
bis zu deren Verbot erfolgen, was als
Finanzierungsquelle dieser Ausgleichs-
zahlungen dienen kann.

Die VSBLO unterstutzt Beitrage an die
integrierte Produktion, sofern diese
nur an den Gesamtbetrieb erfolgen
und bei Erfullung eines hohen 6kologi-
schen Niveaus.

Aus volkswirtschaftlichen und 6kolo-
gischen Grunden ist es aber gerechtfer-
tigt, die Beitrage an den biologischen
Landbau hoher zu bemessen, da deren
Leistungen nicht alle iiber den Markt
abgegolten werden konnen.

Als Minimum werden im jetzigen Zeit-
punkt doppelt so hohe Beitrage im
Futterbau, im Ackerbau und Spezial-
kulturen noch hohere, mindestens
dreifach so hohe Beitrage gesehen.
Eine Anpassung der Ansitze kann er-
folgen, sobald die kontrolliert inte-
grierte Produktion einen hoheren Oe-
kologisierungsgrad erreicht hat. Sinn-
voll ist es, neben Flachen-Beitragen zu-
satzlich einen Betriebsbeitrag auszu-
richten.

Umstellungsbeitrage werden als sinn-
voll angesehen. Bund und Kanton soll-
ten sich uber den Verteilungsschliissel
einigen.

Die Vereinigung Schweizerischer bio-
logischer Landbau-Organisationen
(VSBLO) ist bereit, die Betriebskon-
trollen und das Betriebs-Anerken-
nungssystem unter Oberaufsicht des
Bundes zu stellen. Sie hat dazu bereits
die notige Infrastruktur aufgebaut.
Eine Abgeltung der Kosten fiur die
Kontrolle durch Bund und Kantone
sollte in Zukunft wie bei der Integrier-
ten Produktion erfolgen.»

Staat Bern unterstiitzt neue Bio-Betriebe

tgb/mhj. Wer seinen Betrieb auf biologischen Landbau
umstellen will, soll fiir die Ubergangszeit durch einmalige
Beitrige staatlich unterstiitzt werden.

Den Auftrag zu diesem Dekret gab sich der Grosse Rat
vor Jahresfrist bei der Revision des Einfithrungsgesetzes
zum Landwirtschaftsgesetz. Ziel der staatlichen Forde-
rung ist es, einen moglichst grossen Anteil der Inland-
nachfrage nach biologischen Erzeugnissen durch Inland-
produkte zu decken. Die staatliche Unterstiitzung besteht
aus einem Beitrag fiir die Bewirtschaftungsflache und ei-
nem Beitrag fur Strukturkosten. Der Beitrag fur die Be-
wirtschaftungsflache betragt pro Hektare 800 Franken
(Ackerbauflache), 500 Franken (Futterbauflache), 200

Franken (Weideflache) bzw. 3000 Franken (Spezialkultu-
ren). Bewirtschaftungsbeitrage konnen fiir hochstens 20
Hektaren bezogen werden. Der Beitrag fur Strukturko-
sten macht pro Betrieb 5000 Franken aus.
Die neuen Staatsbeitrage werden nur an Betriebe ausge-
richtet, die kunftig auf biologischen Landbau umstellen
werden. Abgelehnt wurde in der Detailberatung ein An-
trag von Ruedi Baumann (fl, Suberg), der auch jene Be-
triebe unterstiitzen wollte, die bereits bisher nach biologi-
schen Grundsitzen produziert hatten. Dies hitte eine
einmalige Ausgabe von rund 1,6 Millionen Franken be-
wirkt.

«Der Bund»




	Ausgleichszahlungen zur Förderung umweltfreundlicher Produktionsweisen?

